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Vorblatt 


Dritte gesellschaftsrechtliche Richtlinie des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften über die interne Fusion 
von Aktiengesellschaften 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Die Rechtsordnungen der europäischen Staaten enthalten 
unterschiedliche Regelungen über den Schutz von Gesellschaf- 
tern und Dritten bei der Fusion von Aktiengesellschaften. Dies 
hindert die Freizügigkeit und damit die Bildung eines gemein- 
samen Marktes. Der Vertrag von Rom verlangt daher im Arti- 
kel 54 Abs. 3 Buchstabe g eine gleichwertige Gestaltung dieser 
Bestimmungen. 


B. Lösung 

Mit »dem Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Dritte gesellschaftsrechtliche Richtlinie des 
Rates soll die Koordinierung derjenigen Sdiutzbestimmungen 
erreicht werden, die für die Fusion von Aktiengesellschaften 
gelten, die dem Recht desselben Mitgliedstaates unterstehen. 
Der Rechtsausschuß hält diesen Richtlinienvorschlag einmütig 
für geeignet, die notwendige Koordinierung der nationalen 
Aktienrechte voranzutreiben und empfiehlt lediglich in der 
Frage der Prüfung der fusionierenden Gesellschaften, des In- 
halts des Sozialberichts, der Haftung der Fusionsprüfer und der 
Rechtsform der Spaltung und Verschmelzung eine Änderung 
bzw. Ergänzung der Richtlinie. 


C. Alternativen 

Im Ausschuß wurde ein Vorschlag erörtert, der eine weit- 
gehende Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei der Fusion vor- 
sieht. 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Dritte Richtlinie des Rates zur Koordinierung 
der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den 
Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages 
im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter bei Fusionen von 
Aktiengesellschaften vorgeschrieben sind 

— Drucksache VI/1027 — 


A. Bericht der Abgeordneten Alber und Dr. Schmude 


Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundes- 
tag den Vorschlag der Dritten gesellschaftsrecht- 
lichen Richtlinie über die interne Fusion von Aktien- 
gesellschaften (sog, Fusions-Richtlinie) am 11. Juli 
1970 gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den 
Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und 
der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) vom 
27. Juli 1957 zugeleitet. Der Präsident des Deut- 
schen Bundestages hat den Vorschlag dem Rechts- 
ausschuß — federführend — und dem Ausschuß für 
Wirtschaft — mitberatend — überwiesen. Der Aus- 
schuß für Wirtschaft hat am 16. Dezember 1971 dem 
Rechtsausschuß empfohlen, für eine nähere Präzisie- 
rung des Inhalts des Sozialberichts (Artikel 6 der 
Richtlinie) einzutreten und es bezüglich der Prüfung 
der Fusion und des Umtauschverhältnisses der 
Aktien (Artikel 5 Abs. 2 der Richtlinie) bei zwei 
Sachverständigen zu belassen. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in den Sitzun- 
gen am 4. November 1971, 9. Dezember 1971 und 
19. Januar 1972 beraten. 

I. 

Der Ausschuß begrüßt es, daß die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften mit diesem Vorschlag 
die Koordinierung des Gesellschaftsrechts gemäß 


Artikel 54 Abs. 3 Buchstabe g des Vertrages von 
Rom weiter fördert. 

Die Bedenken, die der Ausschuß in seiner Stel- 
lungnahme zur Ersten gesellschaftsrechtlichen Richt- 
linie (Drucksache VI/2190) zu dem Verfahren der 
Kommission geäußert hat, das Gesellschaftsrecht 
der Mitgliedstaaten und sogar das Aktienrecht 
selbst durch mehrere Richtlinien zu koordinieren, 
die jeweils nur Teilgebiete erfassen, können für die 
Dritte Richtlinie zurückgestellt werden, weil diese 
mit der internen Fusion von Aktiengesellschaften 
im Gegensatz zu den vorangegangenen beiden 
Richtlinienvorschlägen ein Teilgebiet erfaßt, das 
eine im wesentlichen selbständige besondere Mate- 
rie des Aktienrechts ist. 

Der Ausschuß hat bei der Beratung des Richt- 
linienvorschlages berücksichtigt, daß zur Zeit die 
in Artikel 220 Unterabsatz 3 des Römischen Ver- 
trages vorgesehenen Verhandlungen über den Ab- 
schluß eines Übereinkommens über die internatio- 
nale (grenzüberschreitende) Fusion von Aktien- 
gesellschaften im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaften stattfinden und in ihrem gesellschafts- 
rechtlichen Teil auf Sachverständigenebene nahe 
vor dem Abschluß stehen. Zwischen diesem Über- 
einkommen über die grenzüberschreitende Fusion 
und der Dritten Richtlinie über die interne Fusion 
besteht ein enger sachlicher Zusammenhang. Von- 
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einander abweichende Regelungen in beiden Rechts- 
instrumenten erscheinen deshalb nur vertretbar, so- 
weit sie in sachlichen Verschiedenheiten des inner- 
staatlichen Vorgangs einerseits und der grenzüber- 
schreitenden Operation andererseits begründet sind. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß als Rechts- 
grundlage auch Artikel 100 des EWG-Vertrages 
herangezogen werden muß, da es zumindest zwei- 
felhaft ist, ob die Regelung in Artikel 6, die den 
Sozialbericht im Interesse der Arbeitnehmer vor- 
schreibt, auf Artikel 54 Abs, 3 Buchstabe g) des 
EWG-Vertrages gestützt werden kann. Bei den Ar- 
beitnehmern eines Unternehmens handelt es sich 
nämlich nach herrschender Lehre im Verhältnis zur 
Gesellschaft nicht um „Dritte". 

II. 

Der Ausschuß hat nach eingehender Beratung 
gegen einige Bestimmungen des Richtlinienvor- 
schlages die folgenden Bedenken: 

Zu Artikel 5 Abs. 2 

Die Einführung einer Prüfung der Fusion und 
insbesondere des Umtauschverhältnisses der Aktien 
durch unabhängige Prüfer ist im deutschen Recht 
bisher nicht vorgesehen, im Interesse der fusionie- 
renden Gesellschaften und der Minderheitsaktio- 
näre dieser Gesellschaften aber zweckmäßig. Diesen 
Interessen ist in ausreichendem Maße nicht nur 
dann Rechnung getragen, wenn die Prüfung der 
Fusion durch mindestens einen Sachverständigen 
bei jeder Gesellschaft vorgenommen wird, wie dies 
Artikel 5 Abs. 2 vorsieht, sondern auch dann be- 
reits, wenn ein einziger Sachverständiger für alle 
Beteiligten die Prüfung vornimmt, sofern dieser 
Sachverständige vom Gericht bestimmt und damit 
eine besondere Garantie seiner Unabhängigkeit ge- 
geben ist. Nach Auffassung des Ausschusses, der in 
dieser Frage dem Ausschuß für Wirtschaft nicht 
folgt, sollte es daher die Richtlinie in dieser Frage 
dem nationalen Recht der Mitgliedstaaten überlassen 
zu entscheiden, ob mehrere Sachverständige oder ob 
ein — eigens hierfür gerichtlich bestellter — Sach- 
verständiger prüfen sollen. 

Für die Verwendung eines einzigen Prüfers spre- 
chen nicht nur die geringeren Kosten, sondern auch 
die einheitliche Bewertungsmethode. Für eine zwin- 
gende Regelung, wie sie Artikel 5 Abs. 2 vorsieht, 
spricht auch nicht ein Vergleich mit der Regelung, 
die für die internationale Fusion vorgesehen ist. 
Hier sind mehrere Prüfer erforderlich, weil berufs- 
rechtliche Hindernisse der Prüfungstätigkeit in den 
beteiligten Staaten entgegenstehen können. Für die 
nationale Fusion bestehen diese Hindernisse nicht. 

Zu Artikel 6 

Der Ausschuß ist sich mit dem mitberatenden 
Ausschuß für Wirtschaft darin einig, daß der nach 
Artikel 6 zur Unterrichtung der Arbeitnehmer auf- 
zustellende Bericht einer näheren Präzisierung be- 
darf. Entsprechend der in Artikel 5 Abs. 1 vor- 
gesehenen Begründung des Fusionsplans sollte für 


die Arbeitnehmer nicht nur die Fusion als solche, 
sondern auch die im Interesse der Arbeitnehmer 
zu treffenden Maßnahmen rechtlich und wirtschaft- 
lich begründet werden. 

Zu Artikel 17 

Es erscheint wenig glücklich, die Haftung der Prü- 
fer anläßlich von Fusionen zu regeln, solange der 
Vorschlag der Kommission für die praktisch be- 
deutsamere Haftung der Abschlußprüfer noch nicht 
vorliegt. Artikel 17 sollte deshalb zurückgestellt 
werden, bis der Vorschlag der Kommission für eine 
Richtlinie über die Verfassung der Aktiengesell- 
schaft vorliegt, in dem nach Mitteilung der Bundes- 
regierung und der Kommission voraussichtlich die 
Haftung der Abschlußprüfer geregelt sein wird. Als- 
dann sollte diese Frage umfassend geprüft werden. 

Eine unbeschränkte Haftung der Fusionsprüfer 
auch im Falle nur fahrlässig falschen Prüfens würde 
dazu führen, daß die Prüfer ihr Haftungsrisiko nicht 
mehr versichern können. Es sollte deshalb darauf 
hingewirkt werden, daß die Haftung für eine fahr- 
lässige falsche Prüfung der Fusion wie in § 168 des 
Aktiengesetzes vom nationalen Gesetzgeber auf 
einen bestimmten Betrag begrenzt werden kann. 

Zu Artikel 21 

Der Ausschuß würdigt das Bestreben der Kom- 
mission, wenn sie versucht, durch die Unterstellung 
anderer Vorgänge als der Fusion unter die für diese 
geltenden Bestimmungen deren Umgehung zu ver- 
hindern. Er hat jedoch Bedenken dagegen, daß die 
Vorgänge der Spaltung, der Einbringung eines Ge- 
schäftszweiges und der verschmelzenden Umwand- 
lung einer Aktiengesellschaft auf eine andere Ak- 
tiengesellschaft, die ihr Allein- oder Hauptgesell- 
schafter ist (§ 15 des Umwandlungsgesetzes), die- 
sen Regeln unterstellt werden. 

Die Spaltung ist zwar z. Z. im deutschen Recht 
nicht geregelt. Der deutsche Gesetzgeber wird je- 
doch diesen Fall im Auge behalten müssen, weil 
wegen der praktischen Bedeutung dieses Vorganges 
ein Bedürfnis für eine gesetzliche Regelung in naher 
Zukunft durchaus auftreten kann. Den deutschen 
Gesetzgeber durch die vorgeschlagene Regelung in 
der rechtlichen Ausgestaltung dieses Instituts schon, 
jetzt festzulegen, erscheint nicht angängig, zumal 
mit der aus dem französischen Recht stammenden 
Lösung noch keine hinreichenden Erfahrungen ge- 
macht worden sind. 

Die Einbringung eines Geschäftszweiges stellt sich 
als Sacheinlage dar und wird durch den Vorschlag 
der Zweiten gesellschaftsrechtlichen Richtlinie (vgl. 
Drucksache VI/595) bereits erfaßt. Die in der Dritten 
Richtlinie vorgeschlagene Lösung ist mit dem Inhalt 
der Zweiten Richtlinie nicht vereinbar, deren Rege- 
lung zweckmäßiger erscheint. 

Die verschmelzende Umwandlung des deutschen 
Rechts hat sich in der Praxis als eine wesentliche 
Ergänzung der Möglichkeiten zur Anpassung der 
Konzernstruktur an die jeweiligen wirtschaftlichen 
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Erfordernisse bewährt. Der im deutschen Recht vor- 
gesehene Schutz für die Gläubiger und die Aktio- 
näre erscheint der Regelung der Dritten Richtlinie 
für die Fusion durchaus gleichwertig; insbesondere 
erscheint es nicht erforderlich, die Zustimmung der 
Hauptversammlung der Muttergesellschaft zu ver- 
langen, weil die verschmelzende Umwandlung den 
Erwerb von mindestens 90% der Aktien der Toch- 
tergesellschaft voraussetzt, den der Vorstand der 
Muttergesellschaft ohne Zustimmung der Hauptver- 
sammlung vornehmen konnte. Eine Unterstellung 


dieser Art von Umwandlung unter die Fusions- 
regeln würde diese wirtschaftlich notwendige Mög- 
lichkeit beseitigen und in ihren weiteren Auswir- 
kungen dazu führen, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland das gesamte Umwandlungsrecht über- 
dacht, wenn nicht sogar zum Teil aufgegeben wer- 
den müßte. 

Die drei genannten Rechtsinstitute sollten deshalb 
aus dem Geltungsbereich der Dritten Richtlinie aus- 
geklammert werden. 


Bonn, den 27. Januar 1972 


Alber Dr. Sdimude 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Bundestag begrüßt es, daß die Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften durch ihren 
Vorschlag für 

eine Dritte Richtlinie des Rates zur Koordinie- 
rung der Schutzbestimmungen, die in den Mit- 
gliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des 
Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages im Inter- 
esse der Gesellschafter sowie Dritter bei Fu- 
sionen von Aktiengesellschaften vorgeschrie- 
ben sind, 

die Koordinierung der nationalen Aktienrechte 
weiter verfolgt. Er hält den Richtlinienvorschlag 
in seinen Grundzügen auch für geeignet, diesen 
Teilaspekt der Konzentration nationaler Unter- 
nehmen einer angemessenen Regelung zuzufüh- 
ren. 

Der Bundestag hält es für erforderlich, daß zwi- 
schen der Regelung der internen Fusion und dem 
in Vorbereitung befindlichen Übereinkommen 
über die internationale (grenzüberschreitende) 
Fusion von Aktiengesellschaften im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaften möglichst weitge- 
hende Übereinstimmung besteht und Abwei- 
chungen nur vorgesehen werden, soweit sie in 
sachlichen Unterschieden der beiden Vorgänge 
begründet sind. 


II. In den folgenden Punkten hält der Bundestag 
eine Änderung der Dritten Richtlinie für erfor- 
derlich. Die Bundesregierung wird deshalb er- 
sucht, darauf hinzuwirken, daß 

1. als Rechtsgrundlage für die Richtlinie im 
Hinblick auf die Regelung in Artikel 6 des 
Richtlinienvorschlages auch Artikel 100 des 
EWG-Vertrages herangezogen wird; 

2. a) zur Prüfung der Fusion und des Umtausch- 

verhältnisses der Aktien nach Artikel 5 
Abs. 2 ein Sachverständiger ausreicht, so- 
fern der Sachverständige gerichtlich be- 
stellt ist; 

b) in Artikel 6 der Sozialbericht hinsichtlich 
seines Inhalts näher präzisiert wird; 

c) die Haftung der Fusionsprüfer entspre- 
chend der Haftung der Abschlußprüfer ge- 
regelt und deshalb die Verabschiedung des 
Artikels 17 zurückgestellt wird; 

d) die Spaltung, die Einbringung eines Ge- 
schäftszweiges und die verschmelzende 
Umwandlung einer Aktiengesellschaft auf 
eine andere Aktiengesellschaft, die ihr 
Allein- oder Hauptgesellschafter ist, von 
der Regelung des Artikels 21 ausgenom- 
men werden. 


Bonn, den 27. Januar 1972 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Alber Dr. Schmude 

Berichterstatter 
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